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Stadtumbau "Innenstadt Oberlahnstein" (Programm zur Förderung 
der städtebaulichen Erneuerung) 
Beschluss über die Einleitung der Vorbereitung der Sanierung 
durch den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen gem. § 141 
Abs. 3 BauGB 

 
Sachverhalt: 
 
Im Zuge der Umsetzung des Städtebauförderungsprogramms „Stadtumbau“ sind 
aufgrund der gesetzlichen Vorgaben des Baugesetzbuches als auch der Bewilli-
gungsbehörde die Erarbeitung der „Vorbereitenden Untersuchungen“ (VU) und eines 
„Integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzeptes“ (ISEK) erforderlich. 
 
Mit diesen Begriffen, die sich im Baugesetzbuch, in der Verwaltungsvorschrift des 
Ministeriums des Innern und für Sport zur „Förderung der städtebaulichen Erneue-
rung“ (VV-StBauE vom 22. März 2011) und dem Bewilligungsbescheid des Ministeri-
ums (vom 27. Dezember 2016 an die Stadt Lahnstein) wiederfinden, ist der Rahmen 
gesetzt für die fachliche Anerkennung dieser beiden für die Förderung des Stadtum-
baus notwendigen Ausarbeitungen durch die Bewilligungsbehörden - verbunden mit 
den Vorgaben einer umfassenden Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger. 
 
Es sind dies damit zwingend zu erfüllende inhaltliche Voraussetzungen der 
Aufgabenstellung. 
 
Gemäß § 142 des Baugesetzbuches (BauGB) kann die Gemeinde darüber hinaus 
ein Gebiet, in dem eine städtebauliche Sanierungsmaßnahme durchgeführt werden 
soll, durch Beschluss förmlich als Sanierungsgebiet festlegen (förmlich festgelegtes 



Sanierungsgebiet). Die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets wird als Sat-
zung (Sanierungssatzung) beschlossen. 
 
In der Sanierungssatzung ist die Anwendung der Vorschriften des Dritten Abschnitts 
(„Besondere sanierungsrechtliche Vorschriften“, insb. die hier genannte Erhebung 
von Ausgleichsbeträgen) auszuschließen, wenn sie für die Durchführung der Sanie-
rung nicht erforderlich ist und die Durchführung hierdurch voraussichtlich nicht er-
schwert wird („vereinfachtes Sanierungsverfahren“). In diesem Fall kann in der Sa-
nierungssatzung auch die Genehmigungspflicht nach § 144 ausgeschlossen werden. 
 
Nach dem bisherigen Stand der Erhebungen ist nicht auszuschließen, dass (zumin-
dest) dieses „vereinfachte Sanierungsverfahrens“ zu Anwendung kommt. Daher be-
darf es gem. § 141 BauGB vor der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets, die 
sog. „vorbereitenden Untersuchungen“ durchzuführen oder zu veranlassen, die er-
forderlich sind, um Beurteilungsunterlagen zu gewinnen über die Notwendigkeit der 
Sanierung, die sozialen, strukturellen und städtebaulichen Verhältnisse und Zusam-
menhänge sowie die anzustrebenden allgemeinen Ziele und die Durchführbarkeit der 
Sanierung im Allgemeinen. 
Die vorbereitenden Untersuchungen sollen sich auch auf nachteilige Auswirkungen 
erstrecken, die sich für die von der beabsichtigten Sanierung unmittelbar Betroffenen 
in ihren persönlichen Lebensumständen im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich 
voraussichtlich ergeben werden. 
 
Hierzu ist es wiederum erforderlich, dass die Gemeinde die Vorbereitung der Sanie-
rung durch den Beschluss über den Beginn der „vorbereitenden Untersuchungen“ 
einleitet. Dieser Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist auf die Aus-
kunftspflicht nach § 138 hinzuweisen. 
 
Die Anwendung des Sanierungsrechtes verdeutlicht das nachfolgend abgedruckte 
Schema. 





Beschlussvorschlag: 
 
Für den Bereich des mit amtlicher Bekanntmachung am 9. Dezember 2016 im Rhein-
Lahn-Kurier Nr. 49 festgelegten vorläufigen Untersuchungsbereich (= vorläufiges 
Stadtumbaugebiet) wird beschlossen, die Vorbereitung der Sanierung mit dem Be-
ginn der vorbereitenden Untersuchungen (gem. § 141 Abs. 3 BauGB) einzuleiten. 
Die Verwaltung wird beauftragt, diesen Beschluss ortsüblich bekannt zu machen. 
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(Adalbert Dornbusch) 
Bürgermeister 
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